
 

 
Finanzgericht Düsseldorf 

Newsletter Juli/August 2023 

Sehr geehrte/r ..., 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Aktuelle Rechtsprechung des Finanzgerichts Düsseldorf 

Zur Aufteilung des Gewinns aus dem Betrieb eines Rohrfernleitungsnetzes auf in- und 
ausländische Betriebsstätten 

Unser 3. Senat hatte verschiedene Methoden der Gewinnverteilung zu beurteilen: 

Die Klägerin betreibt ein Netz aus Rohrleitungen zum Transport von Gütern. Das Rohrleitungsnetz verläuft durch 
Deutschland, Belgien und die Niederlande. Die Verwaltungszentrale der Klägerin befand sich im Streitjahr in Deutschland. 
Die operative Steuerung der Rohrleitung erfolgt durch eine in den Niederlanden belegene "Betriebszentrale". 

Im Rahmen einer Betriebsprüfung bestimmte das beklagte Finanzamt den auf die Niederlande und Belgien entfallenden 
Gewinnanteil danach, welche Einkünfte - isoliert betrachtet - bei einer unmittelbaren Nutzung (Vermietung) der Rohrleitung 
erzielt worden wären. Im weiteren Verfahren argumentierte das Finanzamt, dass die Aufteilung der Einkünfte nach der 
direkten Methode zu erfolgen habe, weil das Stammhaus und die sonstigen Betriebsstätten in Form der Rohrleitungen 
unterschiedliche Funktionen ausübten. 

Dagegen war die Klägerin der Ansicht, dass eine nach dem Umsatzschlüssel (indirekte Methode) vorgenommene 
Gewinnaufteilung sachgerecht sei. Dazu ordnete sie den einzelnen Leitungsabschnitten u.a. Erlöse aus 
Durchleitungsgebühren sowie Einzel- und Gemeinkosten zu. 

Mit Urteil vom 12.05.2023 gab der Senat der Klage statt. Die vom Finanzamt vorgenommene Gewinnverteilung entspreche 
nicht den Vorgaben der Doppelbesteuerungsabkommen. Danach hänge die Aufteilung des Gesamtgewinns auf die 
betroffenen Länder allein davon ab, welchen Gewinn die beiden ausländischen Betriebsstätten erzielt hätten, wenn sie die 
zu ihrem Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgüter - d.h. die durch Belgien bzw. die Niederlande verlaufenden Teile 
der Rohrleitungen - als eigenständige Unternehmen bewirtschaftet hätten. Sachgerecht sei deshalb eine Aufteilung, die 
sich daran orientiere, mit welchem Teil der Rohrleitung welcher Umsatz erzielt worden sei (d.h. welche Menge Güter von 
wo nach wo für welches Entgelt transportiert worden sei). 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die Revisionen des Finanzamts sind unter den Az. I R 37/23 und 38/23 anhängig. 

https://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Entscheidungen im Volltext: 3 K 1940/17 F und 3 K 70/18 F 

Zum Begriff der "Betriebsvorrichtung" im Zusammenhang mit der erweiterten Kürzung des Gewerbeertrags 
gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG, hier: Vorrichtungen einer Kfz-Prüfstelle 

Der 10. Senat hatte sich mit der Abgrenzung von Betriebsvorrichtungen zu Gebäudebestandteilen auseinanderzusetzen. 

Die Klägerin, deren Unternehmensgegenstand der Umgang mit Grundbesitz war, erbaute eine Halle mit Nebenräumen zur 
späteren Vermietung an ein Sachverständigen-/Ingenieurbüro, welches die Immobilie hauptsächlich zur Durchführung von 
Hauptuntersuchungen an Kraftfahrzeugen (Kfz-Prüfstelle) nutzen würde. Laut dem Mietvertrag wurde die Halle u.a. mit 
einer tiefen Grube zur Besichtigung der Fahrzeuge von unten sowie mit einer Vorrichtung für den von der Mieterin 
vorzunehmenden Einbau von Hebebühnen (flache Grube) ausgestattet. Die Ausführung des Hallenbodens erfolgte zudem 
in Anlehnung an die Ebenheitsanforderungen der HU-Scheinwerfer-Prüfrichtlinie. Die Zu- und Ausfahrten der Halle wurden 
hinsichtlich der Tragfähigkeit so befestigt, dass sie für die zu prüfenden Fahrzeuge (auch Lkw) ausreichend waren. 

Im Gewerbesteuermessbetragsbescheid 2017 versagte das beklagte Finanzamt die beantragte erweiterte Kürzung des 
Gewerbeertrags insbesondere auch, weil die Klägerin durch die Fahrzeug- und Werkstattgrube sowie den besonderen 
Belag für das Außengelände Betriebsvorrichtungen mitvermiete. Auch wegen der mit der Mieterin abgestimmten 
Bodenbeläge handele es sich um eine Halle, die auf die besonderen Bedürfnisse einer Kfz-Prüfstelle zugeschnitten sei. 
Die Klägerin betrachtete die Vorrichtungen hingegen in erster Linie als bloße Grundstücks- bzw. Gebäudebestandteile. 

Mit Urteil vom 26.06.2023 gab der 10. Senat der Klage statt. Nach den bewertungsrechtlichen Grundsätzen seien die 
streitigen Vorrichtungen dem Grundbesitz zuzuordnen und stellten keine Betriebsvorrichtungen dar. Demnach sei der 
Hallenboden unabhängig von seiner besonderen Bearbeitung ein Gestaltungsmerkmal des Gebäudes; gleiches gelte für 
die Vertiefungen des Hallenbodens und die Platzbefestigungen im Außenbereich. Auch wenn die Bauausführungen für die 
Tätigkeit der Mieterin nützlich seien, übe diese ihre Tätigkeit durch diese Vorrichtungen nicht unmittelbar aus. Es handele 
sich vielmehr um Funktionsmerkmale des Grundstücks und Gebäudes, die aber keine eigene betriebliche Funktion 
erfüllten. 

Selbst wenn die Vorrichtungen als Betriebsvorrichtungen einzuordnen wären, wäre eine Mitvermietung als zwingend 
notwendiger Teil einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten Nutzung des vermieteten Grundstückteils - und damit nach 
ständiger Rechtsprechung ausnahmsweise nicht als begünstigungsschädlich - anzusehen. 

Die Entscheidung war zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses noch nicht rechtskräftig. 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 2800/20 G 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

Abgabenordnung 

Aussetzung der Vollziehung - Keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit einer Festsetzung von 
Nachzahlungszinsen zur Umsatzsteuer, weil § 233a AO nicht gegen Unionsrecht verstößt 

Die Entscheidung im Volltext: 1 V 115/23 A (U) 

Die Vorschrift des § 237 AO ist auch bei einer Vollziehungsaussetzung wegen C-Zuckerabgaben entsprechend 
anzuwenden 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1738/22 AO 

Einkommensteuer 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/3_K_1940_17_F_Urteil_20230512.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/3_K_70_18_F_Urteil_20230512.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/10_K_2800_20_G_Urteil_20230626.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/1_V_115_23_A_U_Beschluss_20230512.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/4_K_1738_22_AO_Urteil_20230614.html


Erstattungszinsen zur Gewerbesteuer stellen - ungeachtet des Betriebsausgabenabzugsverbots des 
§ 4 Abs. 5b EStG - steuerpflichtige Betriebseinnahmen dar  

Die Entscheidung im Volltext: 9 K 1987/21 G,F 

Zur Frage der steuerlichen Behandlung von zunächst als Witwenrente geleisteten Zahlungen nach rückwirkender 
Anrechnung einer Unfallrente angesichts der sozialversicherungsrechtlichen Erfüllungsfiktion des § 107 SGB X 

Die Entscheidung im Volltext: 12 K 2702/21 E 

Zur Anwendbarkeit des § 20 Abs. 4a Satz 3 EStG, wenn im Rahmen eines Anleihegeschäfts die Barzuzahlung den 
Wert der gleichzeitig angedienten und übertragenen Wertpapiere um ein Vielfaches übersteigt 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 84/22 E 

Körperschaftsteuer 

Zu den Voraussetzungen einer verdeckten Gewinnausschüttung bei einer Arbeitnehmerüberlassung, 
insbesondere bei Fehlen einer Erlaubnis nach dem AÜG 

Die Entscheidung im Volltext: 7 K 311/21 K,G 

Neuigkeiten aus dem Finanzgericht 

Neuer Richter am Finanzgericht Düsseldorf 

Zum 1. August 2023 durften wir wieder einen neuen Kollegen begrüßen: Michael Szymczak ist seit Anfang August im 9. 
Senat tätig. Dieser ist insbesondere für Einkommensteuerverfahren der Finanzämter Essen-Süd und Kleve sowie für 
Klagen gegen Kindergeldfestsetzungen zuständig. 

 
Quelle: Justiz NRW 

Herr Szymczak begann im Anschluss an sein Jura-Studium ein Promotionsvorhaben im Bereich des Europäischen 
Steuerrechts an der Universität Heidelberg und war zwei Jahre als wissenschaftlicher Mitarbeiter in einer 
Rechtsanwaltskanzlei tätig. Während seines Referendariats absolvierte er u.a. Stationen bei zwei internationalen 
Wirtschaftskanzleien in Frankfurt a.M. sowie am Finanzgericht Baden-Württemberg. Nach Abschluss des Referendariats 
im Oktober 2020 arbeitete er bis zu seinem Wechsel an das Finanzgericht als Rechtsanwalt in der Praxisgruppe 
Steuerrecht einer überregional tätigen Rechtsanwaltssozietät in Mannheim. 

 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/9_K_1987_21_G_F_Urteil_20230504.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/12_K_2702_21_E_Urteil_20220915.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/13_K_84_22_E_Urteil_20230606.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/7_K_311_21_K_G_Urteil_20230607.html


Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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